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9.  Förderungsvoraussetzungen 
 
9.1

1Mietwohnraum in Mehrfamilienhäusern darf nur gefördert werden, wenn nachweislich ein bedeutsamer, 
nicht nur kurzfristiger Bedarf für diesen Wohnraum besteht. 2Mehrfamilienhäuser sind Gebäude mit 
mindestens drei Mietwohnungen; dabei darf an keiner Wohnung Wohnungseigentum begründet sein. 
3Vorhaben mit weniger als drei zu fördernden Mietwohnungen werden nicht gefördert.

9.2

Zur Prüfung des Wohnungsbedarfs holt die Bewilligungsstelle in der Regel eine Stellungnahme der 
Bauortgemeinde sowie stets der nach § 1 Abs. 3 DVWoR zuständigen Stelle ein.

9.3

Bei Festlegung der Belegungsstruktur (Nrn. 19, 32) ist zu berücksichtigen, dass keine hohe örtliche 
Konzentration von Bewohnergruppen mit besonderen sozialen Problemen oder von spezifischen 
Bewohnergruppen entsteht.

9.4

1Die Förderung wird in aller Regel eine notifizierungspflichtige Beihilfe nach Art. 107 Abs. 1 AEUV 
darstellen. 2Eine Zuwendung an ein Unternehmen kommt insoweit nur unter den Voraussetzungen des 
Beschlusses 2012/21/EU in Betracht. 3Danach hat die Bewilligungsstelle für die jeweilige Förderung 
insbesondere sicherzustellen, dass die Höhe der Förderung unter Berücksichtigung eines angemessenen 
Gewinns nicht über das hinausgeht, was erforderlich ist, um die durch die Erfüllung der mit der Förderung 
übernommenen Verpflichtungen verursachten Nettokosten abzudecken (Überkompensationsprüfung gemäß 
Art. 5 des Beschlusses 2012/21/EU). 4Übt der Förderempfänger neben der Zurverfügungstellung von sozial 
gebundenem Wohnraum noch weitere Tätigkeiten aus, ist die Überkompensationsprüfung demnach auf der 
Grundlage einer dem Förderempfänger aufzugebenden getrennten Ausweisung der jeweiligen Kosten und 
Einnahmen vorzunehmen (Art. 5 Abs. 9 des Beschlusses 2012/21/EU).

9.5

1Zur Feststellung, dass das Unternehmen keine höhere Ausgleichsleistung für die Erbringung von 
Dienstleistungen von allgemeinem Interesse (DAWI) erhält als es in Art. 5 des Beschlusses 2012/21/EU 
vorgesehen ist (keine Überkompensation), sind aufgrund Art. 6 des Beschlusses 2012/21/EU Kontrollen 
durchzuführen. 2Dazu hat der Förderempfänger der Bewilligungsstelle alle drei Jahre sowie am Ende des 
Bindungszeitraums Jahresabschlüsse sowie einen Nachweis gemäß dem Formblatt Stabau-K vorzulegen. 
3Kommt es zu einer Überkompensation, ist diese zurückzufordern. 4Übersteigt die Überkompensation den 
durchschnittlichen jährlichen Ausgleich nicht um mehr als 10 v. H., so kann sie auf den nächsten Zeitraum 
übertragen und von dem für diesen Zeitraum zu zahlenden Ausgleich abgezogen werden. 5Von der 
Verpflichtung zur Vorlage der zur Überprüfung der Überkompensation notwendigen Unterlagen kann 
abgesehen werden, wenn ein vereidigter Wirtschaftsprüfer oder Buchprüfer gegenüber der 
Bewilligungsstelle anhand des Formblattes Stabau-K bestätigt, dass keine Überkompensation vorliegt.


